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Mandanten-
Rundschreiben
06/2022

Steuertermine im Juni 2022
Fälligkeit 10.06. Ende Zahlungsschonfrist 13.06.
– Lohnsteuer: mtl.
– Umsatzsteuer: mtl.
– Einkommensteuer: 1/4-jährliche Vorauszahlung
– Körperschaftsteuer: 1/4-jährliche Vorauszahlung

Zahlungmit/per Eingang/Gutschrift beim Finanz‐
amt

Überweisung Gutschrift spätestens amEnde
der Schonfrist

Scheck Eingang drei Tage vor Fälligkeit
Bargeld Eingang amTag der Fälligkeit

Sonstige Termine
Umsatzsteuer:
27.06. ZusammenfassendeMeldungMai 2022

Sozialversicherungsbeiträge:
24.06. Übermittlung Beitragsnachweise
28.06. Fälligkeit (voraussichtliche) Beitragsschuld Juni

2022 zzgl. restliche BeitragsschuldMai 2022

Allgemeines
(Kein) Mindestlohn für Pflichtpraktikanten
Nach § 1 desMindestlohngesetzes (MiLoG) hat jede
Arbeitnehmerin und jeder Arbeitnehmer Anspruch auf
Zahlung eines Arbeitsentgeltsmindestens inHöhe des
Mindestlohns durch den Arbeitgeber. Das Bundesarbeits‐
gericht (BAG) hat den Anspruch einer Klägerin, die ein
Praktikumohne Vergütung absolvierte, unter Verweis auf
§ 22MiLoG abgelehnt. Praktikanten die ein Pflichtprakti‐
kum absolvieren, das nach einer hochschulrechtlichen
Bestimmung Zulassungsvoraussetzung für die Aufnahme
eines Studiums ist, haben keinen Anspruch auf den ge‐
setzlichenMindestlohn. Die Klägerin unterfällt nicht dem
persönlichen Anwendungsbereich des Gesetzes. Der Aus‐
schluss von Ansprüchen auf den gesetzlichenMindest‐
lohn nach § 22 Abs. 1 Satz 2Nr. 1MiLoG erfasst nach dem
in der Gesetzesbegründung deutlich zumAusdruck kom‐
mendenWillen des Gesetzgebers nicht nur obligatorische
Praktika während des Studiums, sondern auch solche,
die in Studienordnungen als Voraussetzung zur Aufnah‐
me eines bestimmten Studiums verpflichtend vorge‐
schrieben sind.
BAG, Urteil vom 19.01.2022 – 5 AZR 217/21

(Pressemitteilung des BAG vom 19.01.2022)

Einkommensteuer – Körpersteuer
Privates Veräußerungsgeschäft mit Grundstücken
bei Nutzung zu eigenenWohnzwecken
Grundstücksveräußerungen bei denen der Zeitraum zwi‐
schen Anschaffung und Veräußerung nichtmehr als
10 Jahre beträgt, unterliegen nach § 23 EStG der Besteue‐
rung. Eine Ausnahme gilt für Grundstücke, die im Zeit‐
raum zwischen Anschaffung/Fertigstellung und Veräuße‐
rung ausschließlich zu eigenenWohnzwecken genutzt
wurden. Gleiches gilt bei entsprechender Eigennutzung
im Jahr der Veräußerung und in den beiden vorangegan‐
genen Jahren. Ein Finanzgericht hatte entschieden, dass
eine baurechtswidrigeNutzung zu eigenenWohnzwe‐
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cken die Besteuerung eines Veräußerungsgewinns aus
einemprivaten Veräußerungsgeschäft bei einemVerkauf
innerhalb von 10 Jahren nicht ausschließt (vgl. 8/2021).
Dieser Entscheidung des Finanzgerichts hat der BFH in
der Revision zu Gunsten des Steuerpflichtigenwiderspro‐
chen und entschieden:
„Eine die Steuerbarkeit des Veräußerungsgewinns aus‐
schließendeNutzung zu eigenenWohnzwecken iSd § 23
Abs. 1 S. 1 Nr. 1 Satz 3 EStG liegt auch dann vor, wenn der
Steuerpflichtige ein Grundstück, dasmit einem „Garten‐
haus“ bebaut ist, welches nach seiner Beschaffenheit dazu
bestimmt und geeignet ist, Menschen auf Dauer Aufent‐
halt undUnterkunft zu gewähren, baurechtswidrig dauer‐
haft bewohnt.“
In der Urteilsbegründungwerden einige allgemein gülti‐
gen Grundsätze dargelegt:
– „Ein Gebäude wird auch dann zu eigenenWohnzwe‐
cken genutzt, wenn es der Steuerpflichtige nur zeitwei‐
lig bewohnt, sofern es ihm in der übrigen Zeit alsWoh‐
nung zur Verfügung steht. Denn eineNutzung zu
„eigenenWohnzwecken“ setzt weder die Nutzung als
Hauptwohnung voraus nochmuss sich dort der Schwer‐
punkt der persönlichen und familiären Lebensverhält‐
nisse befinden.“

– „Ein Steuerpflichtiger kann deshalbmehrere Gebäude
gleichzeitig zu eigenenWohnzwecken nutzen. Erfasst
sind daher auch Zweitwohnungen, nicht zur Vermietung
bestimmte Ferienwohnungen undWohnungen, die im‐
Rahmen einer doppeltenHaushaltsführung genutzt
werden. Ist derenNutzung auf Dauer angelegt, kommt
es nicht darauf an, ob der Steuerpflichtige noch eine
(odermehrere) weitereWohnung(en) hat undwie oft er
sich darin aufhält.“

BFH-Urteil vom 26.10.2021 – IX R 5/21 (DStR 2022 S. 604)

Tarifermäßigung bei Überstundenvergütungen
Als außerordentliche Einkünfte kommen u.a. Vergütun‐
gen fürmehrjährige Tätigkeiten in Betracht;mehrjährig
ist eine Tätigkeit, soweit sie sich übermindestens zwei
Veranlagungszeiträume erstreckt und einen Zeitraum von
mehr als zwölfMonaten umfasst (§ 34 Abs. 2 Nr. 4 Hs. 2
EStG). In einem Streitfall hatte der Arbeitnehmer über
mehrere Jahre Überstunden angesammelt. Nach Aufhe‐
bung des Arbeitsvertrags wurden diese in einer Summe
an den Arbeitnehmer ausbezahlt. Umdie progressive
Wirkungdes Steuertarifs bei zusammengeballtemZufluss
von Lohnnachzahlungen zumildern, sieht das Gesetz die
Besteuerungmit einem ermäßigten Steuersatz vor. „Wer‐
den .berstundenvergütungen für einen Zeitraum von
mehr als zwölfMonaten veranlagungszeitraumübergrei‐
fend geleistet, ist die Tarifermäßigung nach § 34 Abs. 2
Nr. 4 Hs. 2 EStG zu gewähren.“
BFH-Urteil vom02.12.2021 – VI R 23/19 (Der Betrieb 2022 S. 779)

Nutzungsdauer von Computerhardware und Software
zur Dateneingabe und Datenverarbeitung
Für die materiellenWirtschaftsgüter „Computerhard-
ware“ sowie die immateriellenWirtschaftsgüter „Betriebs-
und Anwendersoftware“ kann eine betriebsgewöhnliche
Nutzungsdauer von einem Jahr zugrunde gelegt werden
(vgl. 5/2021-BMF-Schreiben vom 26.2.2021). In einem
aktualisierten BMF-Schreibenwird das bisherige BMF
Schreiben um folgendeweiterführende Erläuterungen
ergänzt.
1.1 Die betroffenenWirtschaftsgüter unterliegen auch

weiterhin § 7 Abs. 1 EStG. DieMöglichkeit, eine kürzere
betriebsgewöhnlicheNutzungsdauer zugrunde zu
legen, stellt
– keine besondere Formder Abschreibung,
– keine neue Abschreibungsmethode und
– keine Sofortabschreibung dar.

Die Anwendung der kürzerenNutzungsdauer stellt zu‐
dem auch keinWahlrecht im Sinne des § 5 Abs. 1 EStG dar.
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1.2 Auch bei einer grundsätzlich anzunehmendenNut‐
zungsdauer von einem Jahr gilt, dass
– die Abschreibung imZeitpunkt der Anschaffung oder
Herstellung,mithin bei Fertigstellung, beginnt,

– dieWirtschaftsgüter in das nach R 5.4 EStR 2012 zu
führende Bestandsverzeichnis aufzunehmen sind,

– der Steuerpflichtige von dieser Annahme auch ab‐
weichen kann,

– die Anwendung anderer Abschreibungsmethoden
grundsätzlichmöglich ist.

Die Regelung findet auch für Überschusseinkünfte
Anwendung (§ 9 Abs. 1 Satz 3 Nr. 7 Satz 1 EStG). Es wird
nicht beanstandet, wenn abweichend zu § 7 Abs. 1 Satz 4
EStG die Abschreibung im Jahr der Anschaffung oder
Herstellung in voller Höhe vorgenommenwird.
BMF – Schreiben vom 22.02.2022 – IV C 3 – S 2190/21/10002; 025

(BStBl 2022 Teil I S. 187)

Abzugsfähigkeit der Aufwendungen für ein häusliches
Arbeitszimmer
Grundsätzlich kann ein Steuerpflichtiger Aufwendun-
gen für ein häusliches Arbeitszimmer nicht alsWerbungs‐
kosten abziehen. Dies gilt nicht, wenn für die betriebliche
oder berufliche Tätigkeit kein anderer Arbeitsplatz zur
Verfügung steht. In diesem Fall wird die Höhe der abzieh‐
baren Aufwendungen auf 1.250 € begrenzt. Die Beschrän‐
kung der Höhe auf 1.250 €wiederumgilt nicht, wenn das
Arbeitszimmer denMittelpunkt der gesamten betriebli‐
chen oder beruflichen Betätigung bildet. Entspricht ein
Raumnach seinem äußeren Bild durch seine Einrichtung
mit Büromöbeln demTypus des Arbeitszimmersmuss er
außerdemnahezu ausschließlich zur Erzielung von Ein‐
künften genutzt werden. Aufwendungen für gemischt ge‐
nutzte Räume, die in die häusliche Sphäre des Steuer‐
pflichtigen eingebunden sind und die sowohl zur Erzie‐
lung von Einkünften als auch inmehr als nur untergeord‐
netemUmfang privat genutzt werden, sind insgesamt
nicht abziehbar. Durch ein jetzt nachträglich zur Ver‐
öffentlichung bestimmtes Urteil des BFHwurde einweite‐
res Kriteriumdiskutiert. „Der Begriff des häuslichen
Arbeitszimmers setzt voraus, dass der jeweilige Raum
ausschließlich oder nahezu ausschließlich für betriebliche
/berufliche Zwecke genutzt wird. Unerheblich ist, ob ein
häuslichesArbeitszimmer für die Tätigkeit erforderlich ist.
Für die Abzugsfähigkeit von Aufwendungen genügt die
Veranlassung durch die Einkünfteerzielung.“
BFH-Urteil vom03.04.2019 – VI R 46/17 (DStR 2022 S. 609)
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Gewerbesteuer
Gewerbliche Infizierung einer freiberuflichenPartnerschaft
Strittigwar in einemFall, ob die für eine Partnerschaftsge‐
sellschaft (Zahnärzte) festgestellten Einkünfte als Einkünfte
ausGewerbebetrieb (damit gewerbesteuerpflichtig) oder
als solche aus selbständiger Arbeit zu veranlagen sind.
„1. ÜbteinMitunternehmereiner zahnärztlichenPartner‐

schaftsgesellschaftnur ingeringemUmfangeigenezahn‐
ärztlicheBeratungs-oderBehandlungsleistungenunmit‐
telbaranPatientenund imganz überwiegendenUmfang
Tätigkeiten indenBereichenOrganisation,Verwaltung
undLeitungderPartnerschaftsgesellschaft aus, soent‐
sprichtdiesnichtmehrdemLeitbildder selbständigaus‐
geübtenTätigkeit alsZahnarzt.

2. Die Tätigkeit eines solchenMitunternehmers ist dann
als gewerblich anzusehen, auchwenn er approbierter
Zahnarzt ist, und infiziert die gesamten Einkünfte der
Partnerschaftsgesellschaft als gewerblich.“

Im Streitfall erklärte einer der Ärzte der Partnerschaft,
dass sein Aufgabenbereich immer gewesen sei, alle Dinge
für die Praxis zu erledigen, die außerhalb der eigentlichen
Patientenbehandlung zumBetrieb einer Praxis gehören.
Nach den Ergebnissen einer Betriebsprüfung trug dieser
Arztmit eigenen freiberuflichenUmsätzen zu den
Gesamtumsatzerlösen nurmarginalmit einemAnteil von
0,028%bei. In derUrteilsbegründungwird u.a. ausgeführt,
dass die tatbestandlichen Voraussetzungen der Freibe‐
ruflichkeit nicht von der Personen- oder Partnerschaftsge‐
sellschaft selbst, sondern nur von natürlichen Personen
erfüllt werden können. DieHauptmerkmale des freien
Berufsmuss jeder Gesellschafter als Steuerpflichtiger in
eigener Person positiv erfüllen. Die übernommenenOrga‐
nisations- und Leitungsaufgaben seien in der Sache
bloße Verwaltungs- oder Geschäftsführerleistungen, wie
sie in vergleichbarerWeise auch bei Gewerbetreibenden
anfallen können.

Anmerkung:
Der Streitfall ist auch imHinblick auf andere freiberuf-
liche Tätigkeiten von Interesse.
FG Rheinland-Pfalz, Urteil vom 16.09.2021 – 4 K 1270/19

Revision eingelegt; Az. BFH: VIII R 4/22 (EFG 2022 S. 490)

Erbschaftsteuer – Schenkungsteuer
Abfindungszahlung im Scheidungsfall
Grundsätzlich unterliegen auch Schenkungen unter Ehe‐
gatten der Schenkungsteuer als freigebige Zuwendung
unter Lebenden, soweit der Bedachte durch sie auf Kosten
des Zuwendenden bereichert wird (§ 7 Abs. 1 Nr. 1 ErbStG).
Hinweis:
Lediglich für die Zuwendung des selbstgenutzten Famili‐
enheims unter Ehegatten ist eine Steuerbefreiung gesetz‐
lich geregelt (§ 13 Abs. 1 Nr. 4a ErbStG).
Bei Abfindungszahlungen ist nach der Urteilsbegründung
in einemBFH-Urteil zu unterscheiden zwischen Pauscha‐
labfindungen für künftigen Zugewinnausgleichsanspruch
und Bedarfsabfindungen. Die Zahlung einer Pauschalab‐
findung unter Preisgabe eines (möglicherweise) künftig
entstehendenZugewinnausgleichsanspruchsvorEingehung
der Ehe erfüllt als freigebige Zuwendung den Tatbestand
der Schenkung nach § 7 Abs. 1 Nr. 1 ErbStG. Es ist im kon‐
kreten Fall noch nicht klar, ob ein Zugewinnausgleichsan‐
spruch überhaupt jemals entstehenwird. Die Zahlung
wird auch nicht als Gegenleistung für einen Verzicht getä‐
tigt. Davon zuunterscheiden ist die sog. Bedarfsabfindung.
„Regeln zukünftige Eheleute die Rechtsfolgen ihrer Ehe‐
schließung umfassend individuell und sehen sie für den
Fall der Beendigung der Ehe Zahlungen eines Ehepartners
in einer bestimmtenHöhe vor, die erst zumZeitpunkt der
Ehescheidung zu leisten sind („Bedarfsabfindung“), liegt
keine freigebige Zuwendung vor.“
BFH-Urteil vom01.09.2021 – II R 40/19 (DStR 2022 S. 148)
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